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Klaus Kempfler
Bayerisches Staatsministerium des Innen

AG BIRGiT

Stellungnahme zum Praktiker-Erfahrungsaustausch im Rahmen der Evaluation des Zuwanderungsgesetzes am 30. und 31. März 2006 im Bundeshaus

Gerne nehme ich im Sinne einer retrospektiven Gesetzesfolgenabschätzung zu den den Themenkomplex „Innere Sicherheit“ und „Terrorismusbekämpfung“ betreffenden Normen des Zuwanderungsgesetzes Stellung. Meine Erfahrungen hierzu resultieren aus meiner Funktion als Leiter der Arbeitsgruppe BIRGiT (Beschleunigte Identifizie​rung und Rückführung von Gefährdern aus dem Bereich des islamistischen Ter​rorismus und Extremismus), einer Einrichtung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern. Diese Funktion übe ich seit November 2005 aus.
Ich bin der Auffassung, dass sich die sicherheitsrelevanten Bestimmungen des Auf​enthaltsgesetzes im großen und ganzen bewährt haben – dies jedoch vor allem unter der Voraussetzung, dass die Möglichkeiten des Aufenthaltsgesetztes durch einen konsequenten Gesetzesvollzug genutzt werden.
Insbesondere der islamistische Terrorismus und Extremismus stellt eine erhebliche Bedrohung (auch) für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland dar. Um dieser Bedrohung effektiv zu begegnen, ist eine Konzentration der Ressourcen der Sicher​heitsbehörden vonnöten. Allein mit Gesetzesänderungen können nicht notwendiger​weise eine Effektivitätssteigerung im Bereich der Sicherheitsbehörden und eine Ver​besserung der Sicherheitslage erreicht werden. Die bereits vorhandenen und neu geschaffenen sicherheitsrechtlichen Instrumente müssen zwar mit Augenmass aber auch erfolgsorientiert und effizient eingesetzt werden.
In Bayern haben wir hierfür einige Anpassungen der Rahmenbedingungen vorge​nommen:
Aufgrund einer landesrechtlichen Zuständigkeitsverordnung (Verordnung über die Zuständigkeiten zur Ausführung des Aufenthaltsgesetzes und ausländerrechtlicher Bestimmungen in anderen Gesetzen vom 14. Juli 2005 – GVBl. S. 306) wurde in Bayern die Möglichkeit eröffnet, dass zwei Bezirksregierungen, nämlich die Regie​rung von Mittelfranken für Nordbayern und die Regierung von Oberbayern für Süd​bayern, die Zuständigkeit für den Erlass von Ausweisungsverfügungen sowie für Überwachungsmaßnahmen nach § 54a AufenthG an sich ziehen können. Von dieser Möglichkeit wird v. a. in den Fällen der §§ 54 Nr. 5, 5a, 6 und 55 Nr. 8 AufenthG umfassend Gebrauch gemacht. Lediglich bei den beiden „großen“ Kreisverwaltungs​behörden Nürnberg und München verbleibt die entsprechende Zuständigkeit. Das für die Ausweisung von Sicherheitsgefährdern und Hasspredigern erforderliche Know-how konnte so auf lediglich vier (spezialisierte und zu raschem Einschreiten fähige) Behörden konzentriert werden.
Bereits im Herbst 2004 haben wir die schon erwähnte Arbeitsgruppe BIRGiT gegrün​det, die seitdem die sicherheitsrechtlichen Instrumente des Aufenthaltsgesetzes für die Bekämpfung des islamistischen Terrorismus bzw. Extremismus nutzbar macht.

Die AG BIRGiT besteht aus jeweils einem Vertreter der Regierung von Oberbayern, der Regierung von Mittelfranken, der Landeshauptstadt München, der Stadt Nürn​berg, des Landesamtes für Verfassungsschutz und des Landeskriminalamtes sowie mir als Leiter und zugleich Vertreter des Innenministeriums. Hinzukommt ein Vertre​ter des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge zur Klärung von Fragen den asyl​rechtlichen Status betreffend.

Die AG BIRGiT führt am runden Tisch alle Informationen zusammen, die zu islamisti​schen Gefährdern existieren. Sie prüft und nutzt zielgerichtet alle rechtlichen Mög​lichkeiten, um die in Bayern lebenden islamistischen Gefährder auszuweisen und koordiniert die Umsetzung der notwendigen Maßnahmen. Dort, wo eine Abschiebung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht möglich ist, wird der Bewegungs- und Handlungsspielraum der Gefährder eingeschränkt.
Unter der Koordination der AG BIRGiT wurden bislang 48 Ausweisungsbescheide gefertigt. In 28 Fällen wurde mittlerweile der Aufenthalt beendet und bzw. oder die Wiedereinreise dauerhaft verhindert. Eine Reihe weiterer Ausweisungsbescheide ist zur Zeit in Vorbereitung.

Freilich können trotz der guten Erfahrungen mit dem Zuwanderungsgesetz und den erzielten Erfolgen die gesetzlichen Regelungen weiter optimiert werden. Ich darf hierzu einige Beispiele nennen:

Das Zuwanderungsgesetz hat den Nachweismaßstab in § 54 Nr. 5 AufenthG gegen​über der Vorläuferfassung abgesenkt und trägt damit dem Umstand Rechnung, dass mit einem Zuwarten bis zu einem Zeitpunkt, in welchem das terroristische Verhalten zweifelsfrei nachgewiesen werden kann, den legitimen Sicherheitsinteressen der Be​völkerung kaum hinreichend Rechung getragen wird. Allerdings tut sich allem An​schein nach die Rechtsprechung noch schwer damit, diesen gesetzgeberischen Schritt nachzuvollziehen.
Daher plädiere ich dafür, die Formulierung „wenn Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen“ durch die allgemein im Polizei- und Sicherheitsrecht – und hier geht es um Sicherheitsrecht – gebräuchliche Formulierung „wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen“ zu ersetzen.
Im Grundsatz positive Erfahrungen haben wir mit § 54a AufenthG gemacht. Nicht nur die Aufenthaltsbeendigung, sondern auch und gerade die Einschränkung des Hand​lungsspielraums behindert Extremisten und Terroristen bei Aktivitäten gegen die in​nere Sicherheit bzw. die freiheitliche demokratische Grundordnung in Deutschland. Die Bestimmung ist momentan die einzige ausländerrechtliche Grundlage zur Über​wachung gefährlicher, vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländer, die sich weiterhin im Bundesgebiet aufhalten. Wir haben in den meisten unserer Anwendungsfälle eine Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften fernab der Ballungszentren verfügt. Ein Untertauchen kann freilich nicht ausgeschlossen werden – auch hierfür gibt es Bei​spiele.
In der Praxis hat sich überdies gezeigt, dass Maßnahmen nach § 54a AufenthG die Motivation zu einer freiwilligen Ausreise, d. h. einer Ausreise ohne Abschiebung, ganz erheblich befördern. Schließlich wird den Betroffenen hier ganz deutlich vor Augen geführt, dass sie in unserem Lande unerwünscht sind und sie daran gehindert werden, ihre Bestrebungen fortzuführen. Es wird sichtbar, dass der Staat ein ganz erhebliches Interesse an ihrer Ausreise hat und dass der Staat Maßnahmen zur Ab​wendung von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ergreift, bis dieses Interesse durchsetzbar ist. Unsere Erfahrung hat gezeigt, dass sich auch immer wie​der zur Aufnahme bereite Länder finden.
Die Maßnahmen nach § 54a AufenthG sind aus unserer Sicht gerade in ihren Folge​wirkungen ein wichtiges ausländerrechtliches Instrument mit enormer spezialpräven​tiver Wirkung.

Dennoch besteht aus meiner Sicht Nachbesserungsbedarf beim Schutz der Allge​meinheit vor Gefährdern, die nicht abgeschoben werden können und sich an Aufla​gen nach § 54a AufenthG nicht halten.

Der Aufenthalt von Ausländern, die wegen besonderer Gefahren bereits vollziehbar ausgewiesen sind, kann vielfach nicht beendet werden, weil Abschiebungsverbote zu beachten sind. Dementsprechend können diese Ausländer auch nicht in Abschiebe​haft genommen werden. Es muss meines Erachtens deshalb die Möglichkeit ge​schaffen werden, Ausländer, von denen die Gefahr terroristischer Aktivitäten aus​geht, die aber nach erfolgter Ausweisung nicht in ihre Heimat abschoben werden können, in Sicherheitsgewahrsam zu nehmen.

Schließlich darf ich noch einige wenige Bemerkungen zu § 58a AufenthG anfügen. Die Bestimmung ist bislang – soweit ersichtlich weder auf Bundes- noch auf Landes​ebene – praktisch geworden. In unserem Fall liegt dies zunächst und vor allem daran, dass – erfreulicherweise – kein entsprechender Sachverhalt bekannt gewor​den ist.

Aus meiner Sicht dürften denkbare Anwendungsfälle zugleich das Interesse des Ge​neralbundesanwalts auf sich ziehen, so dass wir, um hier eine einheitliche Zustän​digkeit auf der Ebene des Bundes zu gewährleisten, dem Bundesministerium des Innern (wohl) den Vortritt gewähren würden. Somit dürfte in der bayerischen Praxis § 58a AufenthG in Zukunft allenfalls in bislang ungekannten Ausnahmesituationen eine Rolle spielen.

gez. Klaus Kempfler

